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1 Anlass der Planung  

Der Bebauungsplan „Im Weiler I - 1. Änderung“ trifft - unter anderem - 
Festsetzungen zur Trauf- und Firsthöhe sowie zur zulässigen Dachform und 
Dachneigung.  

Bei der zulässigen Dachform des Pultdaches in Verbindung mit der zulässigen 
maximalen Firsthöhe von 10 m können an der höher gelegenen Firstseite des 
Pultdaches sehr große Wandhöhen entstehen, die für die Ortsgemeinde 
untypische Wandhöhen sind. Bei Ausnutzen der zulässigen Wandhöhe von 10 m 
zuzüglich des maximal zulässigen Gebäudesockels von 0,8 m ergibt sich eine 
Traufwandhöhe von 10,8 m über der Erschließungsstraße. Diese Wandhöhe 
entspricht in ihrer städtebaulichen Wirkung optisch einem Gebäude mit drei 
Vollgeschossen und Flachdach. 

Ein entsprechendes Gebäude mit zur Erschließungsstraße hin optisch 
dreigeschossig wirkender Firstwand wurde bereits an anderer Stelle innerhalb 
der Ortslage verwirklicht. Diese Gestaltungsform eines Hauptgebäudes mit 
Pultdach ist für die Ortslage von Ludwigshöhe untypisch und beeinträchtigt das 
gewachsene Siedlungsbild sowie die ortsbildprägende Dachlandschaft. 
Pultdächer finden sich innerhalb der Dachlandschaft von Ludwigshöhe in der 
Regel bei Anbauten, Nebengebäuden und Garagen. In diesen Fällen ordnen sie 
sich hinsichtlich Höhe und Grundfläche dem als Sattel- oder Walmdach 
ausgebildeten Hauptgebäude unter. 

Um die für die weitere bauliche Entwicklung der Ortslage unerwünschte Bauform 
bei der Bebauung der noch freien Bauplätze im Plangebiet zu vermeiden, wird 
die Zulässigkeit von Pultdächern auf untergeordnete Gebäudeteile, Garagen und 
Nebengebäude beschränkt. Darüber hinaus wird die maximal zulässige 
Firsthöhe von Pultdächern stärker begrenzt.  

2 Angaben zum Plangebiet 

Das Plangebiet umfasst die Straße Am Honigberg, die durch die Straße Am 
Honigberg erschlossenen Baugrundstücke nördlich und Südlich der Straße sowie 
das als interne Ausgleichsfläche dienende Flurstück Flur 13, Flurstück 111. 

Das Plangebiet hat damit eine Größe von ca. 1,3 ha und umfasst den 
Geltungsbereich A des Bebauungsplans „Im Weiler I – 1. Änderung“ vollständig. 

Bis auf 5 Bauplätze ist das Plangebiet bereits vollständig bebaut. 
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Planzeichnung des Bebauungsplans „Im Weiler I – 1. Änderung (Ausschnitt) und Geltungsbereich 
des Bebauungsplans „Im Weiler I, 2. Änderung“ 

3 Verfahren  

Durch die Bebauungsplanänderung soll die städtebaulich unerwünschte 
Gestaltung eines Hauptgebäudes mit Pultdach und einer bis zu 10,8 m hoher 
Firstwand künftig ausgeschlossen werden. Hierzu wird die Zulässigkeit von 
Pultdächern künftig auf untergeordnete Gebäudeteile, Garagen und 
Nebengebäude begrenzt und die zulässige Firsthöhe eines Pultdachs stärker 
beschränkt.  

Die Grundzüge der Planung werden durch diese Änderung der Festsetzungen 
nicht berührt.  

Die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB zur Anwendung des 
beschleunigten Verfahrens sind erfüllt, da: 

• durch die Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht verändert werden, 

• die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht 
vorbereitet oder begründet wird, 

• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 
7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen und 

• keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Entsprechend den Bestimmungen des § 13 BauGB wird von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 abgesehen. 
Auf die Durchführung einer Umweltprüfung und die Erstellung eines 
Umweltberichtes wird verzichtet. 
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4 Redaktionelle Ausgestaltung 

Bei dem Bebauungsplan „Im Weiler I, 2. Änderung“ handelt es sich um einen 
Änderungsbebauungsplan der das geltende Planungsrecht nicht abschließend 
wiedergibt. Der Bebauungsplan „Im Weiler I, 2. Änderung“ ist daher stets im 
Zusammenhang mit dem punktuell geänderten Bebauungsplan „Im Weiler I – 1. 
Änderung“ zu lesen. 

5 Festsetzungen 

5.1 Bestehendes Planungsrecht 

Der rechtskräftige Bebauungsplan „Im Weiler I – 1.Änderung“ setzt – unter 
anderem - eine maximal zulässige Traufhöhe von 4 m und eine maximal 
zulässige Firsthöhe von 10 m über Fußbodenoberkante/Fertigfußboden 
Erdgeschoss (FOK EG), fest. Die Traufhöhe ist definiert als der Abstand zwischen 
FOK EG und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Die Firsthöhe 
ist nicht definiert. 

Die FOK EG muss 0,2 – 0,8 m über dem Bezugspunkt der Höhenfestsetzung 
liegen. 

Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung des FOK EG ist die Höhe der 
Straßenoberkante (OK) der dem Baugrundstück zugeordneten öffentlichen 
Verkehrsfläche, gemessen in der auf die Gesamtlänge (einschließlich vor- und 
rückspringender Bauteile) bezogenen Mittelachse des Gebäudes. 

Die Zahl der Vollgeschosse ist auf I+D beschränkt, also auf maximal zwei 
Vollgeschosse, wobei sich das zulässige zweite Vollgeschoss zwingend im 
Dachgeschoss befindet. 

Zulässige Dachformen sind das Satteldach mit 23° – 45° Neigung sowie das 
Pultdach mit 10° – 25° Neigung.  

 

5.2 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Bezugspunkt der Höhenfestsetzung 

Wie in Kapitel 4.1 dargelegt setzt sich die städtebaulich wirksame Höhe eines 
Gebäudes über der Erschließungsstraße bisher aus der verpflichtenden 
Höhenlage der Fußbodenoberkante/Fertigfußboden Erdgeschoss (FOK EG) von 
0,2 – 0,8 m über dem Bezugspunkt und der maximal zulässigen First- und 
Traufhöhe von 4,0 m bzw. 10 m über FOK EG zusammen. Bezugspunkt für die 
Höhenfestsetzung des FOK EG ist die Höhe der Straßenoberkante (OK) der dem 
Baugrundstück zugeordneten öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der auf 
die Gesamtlänge (einschließlich vor- und rückspringender Bauteile) bezogenen 
Mittelachse des Gebäudes. 

Diese zweistufige Bestimmung der Gebäudehöhe über der angrenzenden 
Erschließungsstraße erscheint unnötig kompliziert und soll im Rahmen der 
Bebauungsplanänderung vereinfacht werden. 

Die Definition des Bezugspunktes für die Höhenfestsetzung wird ebenfalls 
vereinfacht. Statt der Höhe der Verkehrsfläche in der Mittelachse des geplanten 
Gebäudes wird die Höhe der Verkehrsfläche in der Mitte der gemeinsamen 
Grundstücksgrenze des Baugrundstücks mit der Verkehrsfläche herangezogen. 
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Der Höhenbezugspunkt ergibt sich damit aus den Gegebenheiten des 
Grundstücks und ist von der Ausgestaltung und Platzierung des Gebäudes auf 
dem Grundstück unabhängig. Bei Doppelhäusern wird unverändert die Höhe der 
Verkehrsfläche an der gemeinsamen Grundstücksgrenze der beiden 
Doppelhaushälften herangezogen. Aufgrund der weitgehend ebenen Topografie 
innerhalb des Plangebiets hat die veränderte Definition des Bezugspunkts der 
Höhenfestsetzung keine wesentliche Auswirkung auf die tatsächlich zulässige 
Trauf- und Firsthöhe.  

 

Trauf- und Firsthöhe  

Das Maß der baulichen Nutzung soll durch die Änderung des Bebauungsplans 
nicht verringert werden. Mit der Bebauungsplanänderung wird daher eine 
maximal zulässige Traufhöhe von 5 m und eine maximal zulässige Firsthöhe von 
11 m über dem Bezugspunkt festgesetzt. Dies entspricht der bisher zulässigen 
Trauf- und Firsthöhe von 4,0 m bzw. 10 m über FOK EG zuzüglich der maximal 
zulässigen Höhe der FOK EG von 0,8 m über dem Bezugspunkt der 
Höhenfestsetzung, gerundet auf den nächsten vollen Meter.  

In der Vergangenheit wurde eine Befreiung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB zur 
Überschreitung der zulässigen Traufhöhe genehmigt. Ein weiterer Antrag wurde 
mit Verweis auf diesen Referenzfall beantragt und befindet sich noch im 
Genehmigungsprozess. Aus heutiger Sicht der Ortsgemeinde handelt es sich bei 
beiden Ausnahmen um städtebauliche Ausreißer, die für die bauliche 
Weiterentwicklung des Plangebiets ausdrücklich nicht Maßstabsbildend sein 
sollen. Mit der Änderung der Festsetzung zur Trauf- und Firsthöhe sowie zur 
Bemessung derselben geht eine begrenzte Erhöhung der zulässigen Gebäude 
einher. Dies erscheint in der Abwägung der Belange ausreichend und 
städtebaulich noch hinnehmbar. Weitere Ausnahmen von den Festsetzungen zur 
Trauf- und Firsthöhe sind ausdrücklich nicht vorgesehen und sollen auch mit 
Verweis auf die bestehenden zwei Referenzobjekte zukünftig nicht möglich sein. 
Die Gebäude mit einer bereits verwirklichen und einer zum Satzungsbeschluss 
vermutlich bereits genehmigten Befreiung von der Festsetzung zur Traufhöhe 
erhalten im Zuge der Bebauungsplanänderung lediglich den Bestandsschutz der 
Baugenehmigung. Bei einer wesentlichen Änderung oder bei einem Verlust oder 
Ersatz der Gebäude sind die Festsetzungen des Änderungsbebauungsplans „Im 
Weiler I, 2. Änderung“ einzuhalten. 

Lediglich für Pultdächer wird eine verringerte Firsthöhe von 5,5 m festgesetzt, um 
überhohe freistehende Traufwandhöhen zu vermeiden. Da Pultdächer mit der 
Bebauungsplanänderung ausschließlich für untergeordnete Gebäudeteile, 
Garagen und Nebengebäude zulässig sind, erscheint die maximale Firsthöhe 
von 5,5 m ausreichend und angemessen. 

 

Alle weiteren planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Im 
Weiler I – 1. Änderung“ gelten unverändert fort. 
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5.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Dachform und Dachneigung 

Wesentliches Ziel der Planung ist es, die städtebaulich unerwünschte Gestaltung 
eines Haupthauses mit Pultdach und die städtebaulich erdrückende Wirkung 
einer freistehenden Traufwand von bis zu 10,8 m Höhe über der 
Erschließungsstraße zu vermeiden.  

Abweichend von den Festsetzungen der Nutzungsschablone wird daher 
festgesetzt, dass Pultdächer ausschließlich für untergeordnete Gebäudeteile, 
Garagen und Nebengebäude zulässig sind. Als Hauptdach des Hauptgebäudes 
sind damit ausschließlich Satteldächer zulässig. Pultdächer werden auf die 
untergeordnete Funktion beschränkt, die sie auch in der übrigen Dachlandschaft 
der Ortsgemeinde einnehmen.  

 

Alle weiteren bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Im 
Weiler I – 1. Änderung“ gelten unverändert fort. 

 

6 Eingriffe in Natur und Landschaft 

Durch die Bebauungsplanänderung ergeben sich keine neuen, zusätzlichen oder 
anderen Eingriffe in Natur und Landschaft. Das Siedlungsbild wird insoweit 
positiv beeinflusst, als dass die nicht ortstypische Gestaltungsweise eines 
Pultdaches mit sehr hoher Firstwand künftig vermieden wird. Die festgesetzten 
Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft 
des Bebauungsplans „Im Weiler I – 1. Änderung“ bleiben unverändert in Kraft. 

7 Rechtsgrundlagen  

BauGB: Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
geändert worden ist 

BauNVO: Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist 

PlanZV: Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I 
S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist 

LBauO Landesbauordnung Rheinland-Pfalz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. November 1998 (GVBl. 1998, S. 365), 
die zuletzt geändert wurde durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
19.11.2025 (GVBl. S. 672, 673) 
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8 Verfahrensvermerke 

1.  Aufstellungsbeschluss  

2. ortsübliche Bekanntmachung des 
Aufstellungsbeschlusses 

 

3. Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB und über das Einholen der 
Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   

 

4. Bekanntmachung über die Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs.2 BauGB 

 

5. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
      von: 
      bis: 

 

6. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
mit Mail   vom: 
           und Frist zum: 

 

7. Über die während dieser Beteiligungsverfahren 
eingegangenen Stellungnahmen wurde in der Sitzung des 
Gemeinderates am: 
Abgewogen. 

 

8. Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung: 
 
 
 
---------------- 
Zimmermann 
Ortsbürgermeister 

 

9. Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt und zur 
ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
freigegeben: 
 
 
 
---------------- 
Zimmermann 
Ortsbürgermeister 

 

10. Mit der Ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB tritt der Bebauungsplan in Kraft 
 
 
 
 
---------------- 
Zimmermann 
Ortsbürgermeister 

 

 


